
Die Einrichtung der Ermittlungs- 
und Beschwerdestelle Misshand-
lungsvorwürfe (EBM) und des 

unabhängigen EBM-Beirats markiert 
einen Meilenstein für die Sicherheitsla-
ge in Österreich. Mit der Novelle des 
Bundesgesetzes über die Einrichtung 
und Organisation des Bundesamts zur 
Korruptionsprävention und Korrupti-
onsbekämpfung (BAK-G), BGBl. I Nr. 
107/2023, wurde die bundesweit zu-
ständige Ermittlungs- und Beschwerde-
stelle zur Aufklärung von Misshand-
lungsvorwürfen gegen Organe des öf-
fentlichen Sicherheitsdienstes geschaf-
fen (Ermittlungs- und Beschwerdestel-
le Misshandlungsvorwürfe – EBM).  

 
EBM-Beirat. Der gleichzeitig einge-

richtete multiprofessionelle EBM-Bei-
rat dient zur Stärkung der Unabhängig-
keit und der Sicherstellung der gesetz-
mäßigen Aufgabenerfüllung der EBM. 
Er agiert weisungsfrei (Art. 20 Abs. 2 
Z 2  B-VG) und unterliegt der Amtsver-
schwiegenheit und den sonstigen Ge-
heimhaltungspflichten.  

Der EBM-Beirat besteht aus einem 
Vorsitzenden, dessen Stellvertreterin 
und sieben weiteren Mitgliedern sowie 
sieben Ersatzmitgliedern, die von öf-
fentlich-rechtlichen und zivilgesell-
schaftlichen Einrichtungen vorgeschla-
gen und vom Bundesminister für Inne-
res für eine Funktionsperiode von sie-
ben Jahren bestellt wurden.  

Ende April 2025 hat der EBM-Bei-
rat dem Bundesminister für Inneres sei-
nen ersten Jahresbericht für das Jahr 
2024 vorgelegt, der diesen Bericht dem 
Ausschuss für innere Angelegenheiten 
des Nationalrates übermittelt (§ 9d 
Abs. 1 BAK-G). Der Jahresbericht ist 
auf der Homepage des EBM-Beirats 
abrufbar. 

 
Im ersten Arbeitsjahr erstattete der 

Beirat im Herbst 2024 eine Empfeh-
lung und zwei Zwischenberichte an 
den Bundesminister für Inneres. Da der 
Arbeitsanfall der EBM 70 Prozent über 
der prognostizierten Belastung gelegen 
war und der Personalstand der EBM 
dem Arbeitsanfall nicht entsprochen 
hatte, wies der EBM-Beirat auf die 

Dringlichkeit von Abhilfe hin. Zur 
Stärkung des Vertrauens in die Exeku-
tive und zur Gewährleistung der wirk-
samen Ermittlung bei Misshandlungs-
vorwürfen müsse die Personalausstat-
tung der EBM in einem ersten Schritt 
möglichst rasch der Novelle zum 
BAK-G angepasst werden. In einem 
zweiten Schritt sei eine dem Arbeitsan-
fall entsprechende Aufstockung des 
Personals der EBM erforderlich. So-
wohl bei den zusätzlichen Planstellen 
als auch bei den bestehenden Planstel-

len müssen die Einstufungen mindes -
tens der Wirkungsorientierten Folgen-
abschätzung (WFA) der Regierungs-
vorlage der Novelle zum BAK G ent-
sprechen und die Multiprofessionalität 
der EBM gewährleistet sein.  

 
Im zweiten Zwischenbericht griff der 

EBM-Beirat weitere wichtige Themen 
für die Tätigkeit der EBM auf. Zum ei-
nen wurde auf das Erfordernis der Ver-
tiefungen der Kommunikation zwi-
schen der EBM und den Staatsanwalt-
schaften hingewiesen. Zum anderen 
wurde aufgezeigt, dass insbesondere 
für die Anhaltung in Polizeigewahrsam 
(etwa polizeiliche Anhaltezentren) die 
Dokumentation unter Einsatz geeigne-
ter Videoaufzeichnung unter Beach-
tung der grundrechtlichen Vorgaben 
verbessert werden soll, wobei die posi-
tive Wirkung von Bodycams hervorge-
hoben wurde. Schließlich wurde auf 
die Bedeutung von einfachen Lösun-
gen für die Ermittlungen der EBM auf-
merksam gemacht. 

Der Beirat hält fest, dass er das 
Bundesministerium für Inneres – ins-
besondere die EBM – dabei unterstüt-
ze, die Untersuchung von Misshand-
lungsvorwürfen optimal zu organisie-
ren und umzusetzen. Zentral für die 
maßgebenden grund- und menschen-
rechtlichen Standards sei die Ver-
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Kontrolle und Empfehlungen 
 
Seit Ende Jänner 2024 sind die EBM (Ermittlungs- und Beschwerdestelle Misshandlungsvorwürfe)  
sowie der EBM-Beirat tätig. Im April 2025 wurde der erste Jahresbericht des Beirats vorgelegt.

Der EBM-Beirat empfiehlt, die Anhaltung einer Person in Polizeigewahrsam besser 
zu dokumentieren, etwa durch Bodycams

 
Kontakt. Die Geschäftsstelle des 

EBM-Beirats ist in der Abteilung 
III/S/1 der Sektion III-Recht des 
Bundesministerums für Inneres an-
gesiedelt und schriftlich oder per E-
Mail (EBM.Beirat@bmi.gv.at) er-
reichbar. Geschäftsstelle des EBM-
Beirates, Bundesministerium für 
Inneres, Herrengasse 7, 1010 Wien 
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pflichtung Österreichs, alle plausiblen 
Misshandlungsvorwürfe wirksam – al-
so rasch, gründlich, unabhängig, kom-
petent und unter Einbeziehung der Op-
fer – zu untersuchen.  

 
Aufgabe des EBM-Beirats ist die 

„begleitende strukturelle Kontrolle“ 
der Tätigkeiten der EBM unter dem 
Gesichtspunkt der Wahrung der 
Grund- und Menschenrechte. Er hat da-
bei eine Doppelfunktion von Kontrolle 
und Beratung. In den Kontrollen unter-
sucht und bewertet der EBM-Beirat die 
Arbeitsweise der EBM insbesondere 
im Hinblick auf die Wirksamkeit der 
Untersuchungen, damit für die Beurtei-
lung struktureller Aspekte wie Abläufe, 
Personalausstattung oder Ausbildung 
der Ermittlerinnen und Ermittler.  

Bei seiner Beratungstätigkeit be-
wegt sich der EBM-Beirat zwischen 
den normativen Ansprüchen wirksamer 
Beschwerdebehandlung und polizeili-
chen Realitäten wie Personalmangel 
oder Cop-Culture. Es geht in diesem 
Spannungsfeld nicht bloß um die Be-
kräftigung der geltenden Standards, 
sondern auch um die Bedingungen ih-
rer Umsetzung. Die Erfahrungen der 

EBM und des EBM-Beirats sollen in 
die Tätigkeiten des Innenressorts inte-
griert werden; dies gilt insbesondere 
für den Bereich der Ausbildung.  

Um menschenrechtkonforme und 
anschlussfähige Empfehlungen aus-
sprechen zu können, setzt der EBM-
Beirat auf ein Verständnis der Aufga-
ben und auf einen partnerschaftlichen 
Dialog. Die grundsätzlich kooperative 
Haltung unter Wahrung von Rollen-
klarheit erfordert Gegenseitigkeit und 
schließt kritische Äußerungen nicht 
aus. Der EBM-Beirat ist kein Entschei-
dungsorgan, er spricht Empfehlungen 
an das Innenministerium aus, die nicht 
rechtlich verbindlich sind.  

 
Kollegialorgan. Der EBM-Beirat ist 

ein Kollegialorgan, seine Entschei-
dungsfindung erfolgt ungeachtet von 
Vorbereitungen in Arbeitsgruppen 
durch Beschluss des Beirats. Im Jahr 
2024 traf sich der Beirat zu fünf ganz-
tägigen Beiratssitzungen. Die Stärke 
eines multiprofessionell zusammenge-
setzten Beirats geht über die Ansamm-
lung von Expertisen, Blickwinkel und 
Erfahrungen hinaus. Es entsteht eine 
eigenständige, neue Perspektive.  

Der Jahresbericht behandelt offene 
Fragen im Bereich der EBM und des 
EBM-Beirats. Diese gibt es insbeson-
dere hinsichtlich der niederschwelli-
gen, menschenrechtlich relevanten 
Misshandlungsvorwürfe, die bereits er-
niedrigend, aber (noch) nicht straf-
rechtlich relevant sind. Fragen beste-
hen weiters zur Notwendigkeit der 
bildlichen Dokumentation polizeilicher 
Tätigkeit, die von der EBM bei Erfül-
lung ihrer Ermittlungsaufgaben ver-
wendet werden kann. Außerdem gibt es 
weitere Fragen der begleitenden struk-
turellen Kontrolle, insbesondere zum 
organisatorischen Optimierungsbedarf, 
zur strategischen Prüfung der Organi-
sations- und Personalentwicklung 
einschließlich der laufenden Ausbil-
dung und Ausstattung der EBM sowie 
zur Qualitätskontrolle. In diesem Zu-
sammenhang sind Fragen zur Ausü-
bung des umfassenden Einsichtsrechts 
des EBM-Beirats in die Unterlagen der 
EBM zu klären (§ 9c Abs 3 BAK-G), 
um den gesetzlich übertragenen Bei-
ratsaufgaben gerecht werden zu kön-
nen.                                 Barbara Soder 

Meinrad Handstanger 
                  (Vorsitz des EBM-Beirats)
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